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Keine Aufträge mehr für die Helfershelfer der Steuervermeider! 
 
 
Der Stadtrat möge beschließen: 
 
Bei der Neuvergabe der Jahresabschlussprüfungen bzw. der Wirtschaftspläne der 
Betriebe der Stadt Lebach und der Zweckverbände, an denen die Stadt beteiligt ist, 
werden zukünftig die beiden derzeit noch engagierten Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaften PwC/Wibera und  Ernst & Young nicht mehr berücksichtigt.  
An ihre Stelle treten unbescholtene Gesellschaften, die in unserer Stadt oder in der 
näheren Umgebung ihren Sitz haben. 
 
 
Begründung: 
Seit Wochen sorgt die sogenannte Luxleaks-Affäre für Empörung. Ein Netzwerk enthüllend
arbeitender Journalisten (unter anderem der SZ, des NDR, des WDR) hat die Steuerdeals 
von mehr als dreihundert großen Firmen mit den Luxemburger Steuerbehörden aufgedeckt. 
Die Unternehmen ließen sich in Absprachen mit den dortigen Behörden Steuerraten von 
teils weniger als einem Prozent auf ihre nach Luxemburg verlagerten Gewinne zusichern.  
Auf diese Weise entgingen vielen Staaten – unter ihnen auch Deutschland – Milliarden an 
Steuereinnahmen. 
 
Die Frankfurter Rundschau vom heutigen Tage schreibt dazu: 
„Das ist besonders bedenklich in einer Zeit, in der die EU-Staaten unter einem 
enormen Spardruck stehen und ihren Bürgern umfangreiche Einschnitte im 
Sozialwesen, bei der Bildung und bei anderen öffentlichen Dienstleistungen zumuten.“ 
 
Wie man seit gestern weiß, haben den Firmen bei ihren Steuervermeidungsmachenschaften 
alle vier weltweit wichtigsten Wirtschaftsprüfungsgesellschaften PwC, Ernst & Young, 
Deloitte und KPMG geholfen. Sie haben mit den luxemburger Behörden die 
Steuervermeidungs-Modalitäten ausgehandelt. Mag dies Handeln auch in Übereinstimmung 
mit den dortigen Gesetzen und damit legal sein, so ist es doch in erheblichem Maße 
abstoßend und unmoralisch. Wer solche Handlungen zum Schaden der Allgemeinheit 
begeht, hat sich als Partner und Auftragnehmer der öffentlichen Hand disqualifiziert.  
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